
 

 

Satzung 
 der Pferdesportgemeinschaft  

zwischen Harz & Heide e.V. 

 

 
beschlossen in der Gründungsversammlung vom 

12. April 2017 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stand: 12. April 2017 

  



§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein hat den Namen „Pferdesportgemeinschaft zwischen Harz & 
Heide“. Er hat seinen Sitz in Braunschweig. Er soll in das Vereinsregister ein-
getragen werden. Danach lautet der Name „ Pferdesportgemeinschaft zwi-
schen Harz & Heide e.V.“. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§2 Zweck, Aufgaben und Grundsätze 

1. Zweck des Vereins ist: 
- die Gesundheitsförderung und Leibesertüchtigung, insbesondere 

von Kindern, Jugendlichen und allen weiteren Vereinsmitgliedern 
im Rahmen des Voltigier- und Reitsports 

- die Ausbildung und Förderung von Voltigierern und Reitern allen 
Alters, sowie Pferden, in den Bereichen des Breiten- und Leistungs-
sports  

- die musikalische Förderung durch die Verbindung von Ausdruck 
und choreografischen Elementen im Zusammenspiel mit dem Sport 

- die Vertretung seiner Mitglieder gegenüber Behörden und Organi-
sationen 

- die Förderung des Reitens in der freien Landschaft zur Erholung im 
Rahmen des allgemeinen Pferdesports und die Unterstützung aller 
Bemühungen zur Pflege der Landschaft und zur Verhütung von 
Schäden 

- die Förderung des Tierschutzes durch die Unterstützung verhal-
tens- und tierschutzgerechter Pferdehaltung und –ausbildung im 
Rahmen des Sports 

- die Förderung von therapeutischen und inklusionsgeprägten Ansät-
zen im Rahmen des Pferdesports 

- die Mitwirkung bei der Koordinierung aller Maßnahmen zur Ver-
besserung der Infrastruktur für Pferdesport und Pferdehaltung. 

2. Die Vereinsmitglieder nehmen am regelmäßigen Training und ggf. an Wett-
kämpfen teil. Die Betreuung der Sportangebote erfolgt durch sportfachlich 
vorgebildete Übungsleiterinnen und Übungsleiter und deren Assistenten. 

3. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.  
4. Die Mitglieder der Vereinsorgane nehmen ihre Aufgaben grundsätzlich eh-

renamtlich wahr. 
5. Der Verein ist nach den Grundsätzen der wirtschaftlichkeit zu führen. Die 

Höhe von Ausgaben muss sachgemäß und Vergütungen dürfen nicht über-
höht sein. 



§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 
im Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung, 
und zwar durch die Förderung der Allgemeinheit auf dem Gebiet des 
Sports. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. 

3. Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mit-
teln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken 
des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

Der Verein besteht aus:  

- ordentlichen Mitgliedern  
- inaktiven/fördernden Mitgliedern  
- Ehrenmitgliedern 

 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Ordentliches Mitglied kann jede natürliche und juristische Person werden. 
Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Der Auf-
nahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschriften der gesetzlichen 
Vertreterinnen/Vertretern. Gegen eine Ablehnung des Aufnahmeantrages 
durch den Vorstand, die keiner Begründung bedarf, kann die Antragstelle-
rin/der Antragsteller die Mitgliederversammlung anrufen. Diese entschei-
det endgültig. 

2. Inaktives/Förderndes Mitglied kann jede natürliche Person werden, die das 
18. Lebensjahr vollendet hat und die dem Verein angehören will, ohne sich 
in ihm sportlich zu betätigen. Für die Aufnahme gelten die Regeln über die 
Aufnahme ordentlicher Mitglieder entsprechend. 

3. Ehrenmitglied kann auch eine natürliche Person werden, die nicht Mitglied 
des Vereins ist. 

4. Personen, die bereits einem Pferdesportverein angehören, müssen eine 
Erklärung über die Stamm- Mitgliedschaft im Sinne der LPO hinzufügen. 
Änderungen in der Stamm-Mitgliedschaft sind dem Verein unverzüglich 
mitzuteilen. 

  



§ 6 Rechte und Pflichten 

1. Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes an den Veran-
staltungen des Vereins teilzunehmen. 

2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich nach der Satzung des Vereins zu verhal-
ten. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger Rücksichtnahme und zur Einhal-
tung gemeinsamer Wertvorstellungen verpflichtet. 

3. Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, 
stets die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere 

- die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernäh-
ren, zu pflegen sowie verhaltens- und tierschutzgerecht unterzu-
bringen 

- den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen 
- die Grundsätze verhaltens- und tierschutzgerechter Pferdeausbil-

dung zu wahren, d. h., ein Pferd nicht unreiterlich zu behandeln, z. 
B. zu quälen, zu mißhandeln oder unzulänglich zu transportieren. 

4. Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet. 

 

§ 7 Mitgliedsbeiträge 

1. Von den Mitgliedern werden Geldbeiträge erhoben. Die Höhe dieser Zah-
lungen, die Fälligkeit, die Art und Weise der Zahlung und zusätzliche Ge-
bühren bei Zahlungsverzug oder Verwendung eines anderen als des be-
schlossenen Zahlungsverfahrens regelt eine Beitragsordnung, die von der 
Mitgliederversammlung beschlossen wird. Die Beitragsordnung ist nicht 
Satzungsbestandteil. Sie wird den Mitgliedern in der jeweils aktuellen Fas-
sung durch Mitteilung auf der Vereinshomepage bekanntgegeben.  

2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

§ 8 Ernennung von Ehrenmitgliedern 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf 
Vorschlag des Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung zu 
Ehrenmitgliedern erfolgt auf Lebenszeit; sie bedarf einer Mehrheit von 2/3 der an-
wesenden Mitglieder bei der Mitgliederversammlung. 

 

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.  
2. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Er ist unter Einhal-

tung einer Frist von 6 Wochen und nur zum Schluss eines Quartals zuläs-
sig.  

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden wegen erheb-
licher Verletzung satzungsgemäßer Verpflichtungen, wegen eines 



schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder wegen gro-
ben unsportlichen Verhaltens. 

4. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Das ausgeschlossene 
Mitglied kann den Asschluss binnen 4 Wochen durch schriftlich begrün-
dete Beschwerde anfechten. Die Mitgliederversammlung entscheidet 
endgültig. 

5. Ein Mitglied kann des Weiteren ausgeschlossen werden, wenn es trotz 
zweimaliger schriftlicher Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung 
von Beiträgen oder Umlagen in Höhe von mehr als einem Jahresbeitrag 
im Rückstand ist. Der Ausschluss kann durch den Vorstand erst beschlos-
sen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das den 
Hinweis auf den Ausschluss zu enthalten hat, drei Monate vergangen 
sind. 

6. Mitglieder, deren Mitgliedschaft erloschen ist, haben keinen Anspruch 
auf Anteile aus dem Vermögen des Vereins. Andere Ansprüche gegen 
den Verein müssen binnen sechs Monaten nach Erlöschen der Mitglied-
schaft durch eingeschriebenen Brief geltend gemacht und begründet 
werden. 

 

§ 10 Organe  

Die Organe des Vereins sind  

- der Vorstand  
- die Mitgliederversammlung 

 

§ 11 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus:  
- 1. Vorsitz  
- 2. (stellvertretender) Vorsitz  
- Kassenführung 
- Schriftführung 
- Mitgliederverwaltung 
- sowie bis zu 5 weiteren Ämtern 

2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. Vorsitz und der 2. stellvertre-
tende Vorsitz. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch beide 
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. Die Vereinigung beider Vor-
standsämter im Sinne des § 26 BGB in einer Person ist unzulässig.  



§ 12 Aufgaben des Vorstandes 

1. Der Vorstand  
- führt die Geschäfte des Vereins nach Maßgabe der Satzung und der 

Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
- bereitet die Mitgliederversammlung vor. Über seine Tätigkeit hat 

der Vorstand der Mitgliederversammlung zu berichten. 
- hält regelmäßige Vorstandssitzungen ab.  
- kann verbindliche Ordnungen erlassen.  

2. Vorstandsaufgaben können im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglich-
keiten durch Beschluss der Mitgliederversammlung entgeltlich auf der 
Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsent-
schädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

3. Zur Erledigung von Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Ge-
schäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtli-
chen Möglichkeiten hauptberuflich Beschäftigte anzustellen. 

4. Die Vorstandsmitglieder und ehrenamtlich für den Verein tätigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter haben einen Aufwendungsersatzanspruch nach 
§ 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen nachweislich durch die Tä-
tigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrt-
kosten, Reisekosten, Porto und Telefon. 

 

§ 13 Vorstandssitzungen und -beschlüsse 

1. Die Sitzungen sind zu Jahresbeginn vom Vorstand turnusmäßig für das lau-
fende Jahr festzulegen.  

2. Die Vorstandssitzung leitet die 1. Vorsitzende/der 1. Vorsitzende, bei des-
sen Abwesenheit die 2. Vorsitzende/der 2. Vorsitzende.  

3. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden/des Vorsitzenden, bei 
deren/dessen Abwesenheit die ihrer Vertreterin/seines Vertreters. 

4. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und 
von der Sitzungsleiterin/vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

5. Ein Vorstandsbeschluss kann ggf. auf schriftlichem Wege oder fernmünd-
lich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der 
zu beschließenden Regelung erklären. 

 

§ 14 Amtsdauer des Vorstands 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl im Amt.  

2. Gewählt wird im Wechsel jeweils gemeinsam der 1. Vorsitz, die Schriftfüh-
rung und die Mitgliederverwaltung, sowie im darauf folgenden Jahr der 2. 
Vorsitz, die Kassenführung und alle weiteren Vorstandsämter. Letztere 
bleiben in der 1. Amtsperiode deshalb 3 Jahre im Amt.  



3. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben. 

4. Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes ist zulässig. 
5. Der Vorstand darf sich bei Wegfall eines Vorstandsmitgliedes bis zur Neu-

wahl selbst ergänzen. 

 

§ 15 Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im ersten 
Quartal statt. 

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn das Inte-
resse des Vereins es erfordert oder wenn 1⁄4 der Mitglieder es schriftlich 
unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragt. 

 

§ 16 Zuständigkeit der ordentlichen Mitgliederversammlung 

Die ordentliche Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für:  

- Entgegennahme der Berichte des Vorstandes  
- Entgegennahme des Berichts der Kassenprüferin/des Kassenprü-

fers  
- Entlastung und Wahl des Vorstands  
- Wahl der Kassenprüfer  
- Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen, Umlagen und deren Fälligkeit 

in der Beitragsordnung 
- Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auf-

lösung des Vereins  
- Entscheidung über die Aufnahme neuer und den Ausschluss von 

Mitgliedern in Berufungsfällen  
- Ernennung von Ehrenmitgliedern  
- Entscheidung über die Einrichtung von Abteilungen und deren Lei-

tung  
- Beschlussfassung über Anträge 

 

§ 17 Einberufung von Mitgliederversammlungen 

1. Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung 
stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen per E-Mail unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 
beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden 
Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 
an die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene E-Mail-Adresse 
gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 



2. Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand und von den 
Mitgliedern eingebracht werden. Sie müssen eine Woche vor der Ver-
sammlung dem Vorstand per E-Mail mit Begründung vorliegen. 

3. Über die Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitglie-
derversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. 
Zur Annahme des Antrages ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgege-
benen gültigen Stimmen erforderlich. 

4. Anträge auf Satzungsänderungen müssen unter Benennung des abzuän-
dernden bzw. neu zu fassenden Paragraphen im genauen Wortlaut mit der 
Einladung zur Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. 

 

§ 18 Ablauf und Beschlussfassung von Mitgliederversammlungen 

1. Die Mitgliederversammlung wird von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden 
des Vorstandes, bei deren/dessen Verhinderung von ihrer Stellvertrete-
rin/seinem Stellvertreter geleitet. Ist keines dieser Vorstandsmitglieder an-
wesend, so bestimmt die Versammlung die Leiterin/den Leiter mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

2. Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rück-
sicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Be-
schlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Versammlungsleite-
rin/des Versammlungsleiters den Ausschlag. Stimmenthaltungen zählen 
nicht. Wahlen und Abstimmungen erfolgen grundsätzlich durch Handzei-
chen. Schriftliche Abstimmungen erfolgen nur, wenn 1/3 der anwesenden 
Mitglieder dies verlangt. 

3. Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins 
können nur mit einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen be-
schlossen werden. 

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das von der jeweiligen Versammlungsleiterin/vom jeweiligen 
Versammlungsleiter und der Schriftführerin/dem Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten:  

- Ort und Zeit der Versammlung  
- die Versammlungsleiterin/der Versammlungsleiter  
- die Schriftführerin/der Schriftführer  
- die Zahl der erschienenen Mitglieder  
- die Tagesordnung  
- die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung 

5. Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 



§ 19 Stimmrecht und Wählbarkeit 

1. Stimmrecht besitzen alle Mitglieder, die das 16. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden.  

2. Gewählt werden können alle ordentlichen Mitglieder, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 

 

§ 20 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr zwei Per-
sonen zur Kassenprüfung. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstandes oder 
eines von ihm eingesetzten Ausschusses sein. Wiederwahl ist zulässig. 

2. Die Kassenprüfung hat zu überprüfen, ob 
- die Finanz- und Vermögensbestände den Angaben im Jahresab-

schluss entsprechen, 
- die Ausgaben sachlich gerechtfertigt, rechnerisch richtig und kor-

rekt belegt sind, 
- die Mittel wirtschaftlich verwendet wurden. 

3. Die Überprüfung der Übereinstimmung von Aufzeichnungen und Belegen 
erfolgt im wesentlichen stichprobenartig. 

4. Die Kassenprüfer nehmen ihre Aufgabe gewissenhaft und unparteiisch 
wahr. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

5. Die Kassenprüfung erstattet der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht 
und beantraget bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die 
Entlastung der Kassenführung und der übrigen Vorstandsmitglieder. 

 

§ 21 Auflösung des Vereins und Anfallsberechtigung 

1. Die Auflösung des Vereins kann in einer ordentlichen oder außerordentli-
chen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Sofern die Mitglieder-
versammlung nichts anderes beschließt, sind die 1. Vorsitzende/der 1. Vor-
sitzende und die 2. Vorsitzende/der 2. Vorsitzende gemeinsam vertre-
tungsberechtigte Liquidatorinnen/Liquidatoren (Abwicklung der Verein-
sauflösung). 

2. Die vorstehende Vorschrift gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein 
aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit ver-
liert. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten 
Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an eine gemeinnützige Einrichtung 
im Sportbereich in Niedersachsen, die das Vermögen unmittelbar und aus-
schließlich für gemeinnützige, sportliche Zwecke zu verwenden hat.  



§ 22  Übergangsvorschrift 

Sofern das Registergericht teile der Satzung beanstandet, ist der Vorstand ermächtigt, 
diese zur Behebung der Beanstandung abzuändern. 

 

§ 23 Inkrafttreten 

Diese Satzung ist in der vorliegenden Form von der Mitgliederversammlung des Ver-
eins am 12.04.2017 beschlossen worden. 

 

 

Braunschweig, 12.04.2017 

 

 

 


